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1. Wenn sich HH als Stadt für alle ihre Bürger:innen
versteht, besteht Spielraum, um die „areas of needs“ mit 
kommunaler Infrastruktur abzusichern.
2. Chancengleichheit beim Zugang zum Recht entsteht 
durch eine gute Zusammenarbeit von Justiz mit dem 
Ressort Soziales.
3. Besteht HH auf das Prinzip der Konnexität, (wer bestellt, 
bezahlt) muss der Bund für Kosten, die durch seine Gesetze 
entstehen, auch den Bundesländern bzw. Kommunen dafür 
Gelder zur Verfügung stellen.

Was kann ein Bundesland tun? – 3 Thesen



mit eigener Gesetzgebungskompetenz als 
Land

In den „areas of need“:

Zu 1. Kommunale Infrastruktur für Alle absichern



Gesetzgebungs-
kompetenz der Länder

z.B. im Strafvollzug

Resozialisieren und 
Sichern.



• Haftvermeidung, 200€ pro Tag sparen
• Finanzierung von freiheitsnahen Behandlungen und 

Sozialtrainings ist effektiver
• Nicht mehr wegen Fahren ohne Fahrschein anzeigen. 60€ 

Vertragsstrafe schrecken ab.
• Ersatzfreiheitsstrafe bei Geldstrafe vermeiden
• Haft in Jugendstrafsachen vermeiden. Clearingstellen in denen 

Polizei, Soziale Arbeit und Gemeindepsychiatrie kooperieren.
• Aufklärung und Beratung

Infrastruktur im Strafvollzug



2. Chancengleichheit

Sozial wirksam sein, 
indem Gerichte und 
Sozialverwaltung 

sich abstimmen.

Mit verständlicher 
Sprache.
<- Eigene Fotos: Detail im Amtsgericht Berlin Mitte.



• Rechtsantragsstellen der Gerichte für ihre
sozialen Aufgaben rüsten.

• Personal im Gericht diverser einstellen und 
Sprachenvielfalt als Qualität berücksichtigen

• Räumungsklagen ans Sozialamt per MiZi beschleunigen 
und persönlich zustellen

• 6631 Stromsperren gab es 2025 in HH.
Mehr Personal vermeidet lange Eilverfahren.

• Einzelfall prüfen im Kostensenkungsverfahren, damit 
individuelle Prüfungen nicht erst bei Gericht stattfinden.



Beratung für Alle finanzieren reduziert Justiz- und 
Sozialausgaben

• Z. B. Schuldnerberatungsstellen: pauschal 2 
Vollzeitstellen pro 50.000 Einwohner, für alle 
Hamburger.

• Kombinierte Finanzierung von Insolvenz- und 
Schuldnerberatung, Justiz und Soziales kooperieren, 
über eine Delegation der Aufgaben.

• Finanzierung durch Sparkassen.



3. These

HH besteht im Bundesrat auf Konnexität (wer 
bestellt, bezahlt): der Bund muss für Kosten, 
die durch seine Gesetze entstehen, auch den 
Bundesländern bzw. Kommunen dafür Gelder 
zur Verfügung stellen.



3. Bundesrat: z.B. 
Schuldnerberatungsdienstegesetz

Bundestag: „Keine Kosten.“

Bundesrat: Korrektur der 
Kostenansätze für  
zusätzliche 
Beratungskapazitäten.



2. These

Chancengleichheit beim
Zugang zum Recht
mit
Alternativen bei den 
Zugängen zum Recht.



Alternativen eröffnen Zugänge, auch digital 

• Die Hamburger ÖRA (Öffentl. Rechtsauskunfts- und 
Vergleichsstelle) gut ausstatten, auch digital. 

• Wahlrecht zwischen ÖRA und Beratungshilfe in einer 
selbstgewählten Anwaltskanzlei wie in Berlin?

• Behördenunabhängiges Center für Mitwirkung und Recht:
Praktisches Handlungswissen im konkreten Kontext …. Menschen, 
die wertorientiert wirksam sind durch die Förderung von 
Selbstwirksamkeit der Rechtssuchenden.
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Danke für ihre Aufmerksamkeit.
Prof. Dr. Judith Dick

judith.dick@eh-berlin.de
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